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Der Frieden. 


Der erſte Friedensvertrag ift nun glück— 
lich unterzeichnet. Aus dem ruſſiſchen Frieden 
iſt ein ukrainiſcher geworden. Ein Sonder 
frieden, der ein kleineres Gebiet umfaßt, als 
R urſprünglich wähnte. Ein Teilfrieden 
5 5 der bei verſtändiger politiſcher Aus 
Re ng trotz des trotzenden Trotzki! 

doch vielleicht noch zu jenem Frieden 
zwiſchen dem geſamten Rußland und den 
Züttelmächten führen kann, den wir als 
e e für eine uns günſtige gu- 
SE Weltkonſtellation brauchen. Aber an 
ieſer Stelle ſoll uns die politiſche Be 
deutung dieſes erſten Friedensvertrages 
weniger intereſſieren als die wirtſchaftliche. 
Die ruſſiſchen Gouvernements, die die 
letzt abgetrennte zukünftige Ukraine bilden, 
an zu den wichtigſten wirtſchaftlichen 
en des ruſſiſchen Reiches. Sie umfaſſen 
reicht berühmte Schwarzerdegebiet, das den 
Häute Körnerbau Rußlands trägt, aus dem 
Tamm Felle aus einer Viehzucht ent 
rim te den Eigenbedarf des Landes an 
u chen Lebensmitteln deckt und der 
harlower Lederinduſtrie eine große Be- 
deutung verliehen hat. Wir denken an den 
reichen Rübenbau, der in die Kiewer Zucker⸗ 
1 ſeinen Ueberfluß abgibt, an den 
ji ih Bauten von Hanf und Leinſamen 
uche Me reichliche Produktion von Oel 
a Ware von all dieſen Naturſchätzen 
halten fan eia aus dem Lande zu er⸗ 
S t wird, ſteht natürlich dahin. 
die deinungen darüber gehen ſehr aus 
einander Die Optimiſten erwarten einen 
reichen Ueberfluß. Die Peſſtmiſten ſchätzen 


namentlich die Schwierigkeit ſehr hoch, 
aus den minenverſeuchten Häfen und aus 
den tief im Lande liegenden Bauernhöfen 
wirklich weſentliche Mengen herauszuſchaffen. 
Aber wie dem auch ſein mag, man wird doch 
immerhin hoffen dürfen, daß für die Türkei, 
für Oeſterreich und wohl auch für Deutſch⸗ 
land eine gewiſſe wirtſchaftliche Entlaſtung 
zu erwarten ſein dürfte, die für die 
weitere Kriegsführung von weſentlicher 
Bedeutung werden muß. Die wird doch 
mindeſtens eine leiſe Spur von dem verraten, 
was wir einmal erwarten dürften, wenn die 
Verhältniſſe mit dem geſamten Rußland erſt 
wieder geregelt ſind. Denn für unſeren 
Handel mit den ruſſiſchen Gebieten brauchen 
wir nicht die Tonnageſchwierigkeiten zu 
fürchten, die für die Neuanbahnung unſeres 
Handels mit den überſeeiſchen Reichen als 
weſentlich in Rechnung geſtellt werden muß. 
Das Angewieſenſein auf die ruſſiſchen 
Schätze an Nahrungsmitteln und Rohmaterial 
während der erſten Zeit der Uebergangswirt⸗ 
ſchaft und die relative Leichtigkeit ihres 
Transportes wird uns allmählich in der 
Uebergangszeit ganz von ſelbſt auf jene 
kontinentale Wirtſchaft Wert legen laſſen, 
die heute noch von allen, die einſeitig 
immer nur auf unſere überſeeiſchen Export⸗ 
intereſſen ſchielen, verwünſcht und auch von 
anderen noch immer nicht recht ernſt ge- 
nommen wird. 

Aber der Friedensvertrag, der in 
der zweiten Morgenſtunde des 9. Februar 
zwiſchen den Unterhändlern der Mittel⸗ 
mächte und denen der Ukraine unterzeichnet 


worden ift, ift nicht nur von wie wir 
wenigſtens hoffen dürfen praktiſch wirt⸗ 
ſchaftlicher Wichtigkeit für uns geweſen. Er 
dürfte vielmehr für alle Zukunft eine große 
wirtſchaftgeſchichtliche Bedeutung gewinnen. 
Er enthält wirtſchaftlich politiſche Ab 
machungen, die neuartig und von großer 
Tragweite ſind. Zunächſt ahnt er gewiſſer⸗ 
maßen bereits die kommenden Zollunionen 
voraus. In einem Paragraphen erklären die 
vertragſchließenden Teile ausdrücklich, daß 
ſie nicht die Abſicht haben, jene Vorteile 
gegenſeitig in Anſpruch zu nehmen, die einer 
der Vertragſchließenden einem Dritten in 
der Form gewähren ſollte, daß er mit 
ihm eine Zolleinigung eingeht. Als 
Beiſpiel iſt in dem Vertrage die Zollver⸗ 
einigung zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
Luxemburg genannt. Wer denkt da aber nicht 
in erſter Linie an jene Vereinigungs⸗ 
beſtrebungen, die ſchon feit langem 
zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich und 
mit kleinen Aenderungen auch zwiſchen 
Oeſterreich und Ungarn und zwiſchen Deutſch 
land und Ungarn angebahnt worden ſind. 
Allein auf der anderen Seite kündet gerade 
dieſe Beſtimmung auch ziemlich deutlich an, 
wie die Ukrainer ſich ihr zukünfeiges Verhält 
nis zu Rußland denken. In der Verfaſſung 
der Ukratniſchen Republik ijt ausdrücklich feft- 
geſtellt, daß bei aller Selbſtändigkeit der 
politiſchen und völkiſchen Verfaſſung — die 
Ukrainiſche Republik ein Gliedſtaat inner- 
halb der geſamten ruſſiſchen Föderativ 
republik zu ſein beabſichtigt. Man darf wohl 
auch ohne weiteres annehmen, daß gerade 
aus wirtſchaftlichen Gründen die Ukrainiſche 
Republik den geſamtruſſiſchen Zuſammenhang 
und auch den geſamtruſſiſchen Markt nicht 
entbehren zu können glaubt. Und daher 
iſt jene Beſtimmung über die Zoll⸗ 
einigungen nicht etwa einfeitig von den 
Mittelmächten in den Vertrag hineindiktiert 
worden, ſondern ſie entſpringt gerade ganz 
beſonders auch dem ukrainiſchen Intereſſe. 
Man kann mit einer gewiſſen Sicherheit 
daraus ſchließen, daß die freie Republik der 
Ukraine ſchon heute die Abſicht hat, ſobald 
die Zuſtände im übrigen Rußland wieder ge⸗ 
ſichert ſein werden, mit dem übrigen Ruß— 
land eine Zollunion abzuſchließen. Dieſe Be- 
ſtimmung ſcheint mir namentlich um des 
willen beſonders wichtig zu fein, weil dadurch 
eine Breſche in die bisherigen, ſchematiſch 
abgeſchloſſenen Meiſtbegünſtigungverträge ge⸗ 
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legt worden iſt. Dieſe Meiſtbegünſtigungver 
träge bildeten ja eigentlich das ſchwerſte 
Hindernis für die Zuſicherung gegenſeitiger 
Zollfreiheit zwiſchen einzelnen Staaten. 
Wenn, wie man wohl eigentlich annehmen 
darf, der Friedensvertrag der Ukraine mit 
den Mittelmächten in handelspolitiſcher Be- 
ziehung porbildlich für die noch kommenden 
Verträge werden wird, ſo dürfte damit der 
uneingeſchränkten Herrſchaft der Meiſtbe⸗ 
günſtigungsklauſel ein für allemal ein Ende 
bereitet ſein. Dieſe Klauſel hat ſich ja 
eigentlich auch ſchon in den letzten Jahr 
zehnten als eine ſchwere Feſſel für die 
individuelle Ausgeſtaltung der Handels 
beziehungen der Länder zueinander erwieſen. 
Man braucht ſich nur an die Entwicklung 
unſeres handelspolitiſchen Verhältniſſes zu 
Amerika zu erinnern: die reine Meiſtbe⸗ 
günſtigungsklauſel war eben für all diejenigen 
Länder ein Vorteil, die ſich ſelbſt mit möglichſt 
hohen Zöllen abſchloſſen, während fie zahl- 
reiche Verträge mit ſolchen Ländern hatten, 
die irgendwelchem Dritten weſentliche Zoll 
ermäßigungen oder gar Zollbefreiung ge 
währten. In der Zukunft dürfte nun an die 
Stelle der ſchrankenloſen Meijtpegünftigung 
mehr das Gegenſeitigkeitsprinzip treten. Ein 
Prinzip, das zweifellos gerechter und für den 
ſubjektiven Ausbau der Handelsbeziehungen 
der einzelnen Länder zueinander auch gün⸗ 
ſtiger iſt. 

An mehreren Stellen der handels 
politiſchen Abmachungen zwiſchen der Ukraine 
und den Mittelmächten werden die durch den 
Krieg unterbrochenen alten Handelsverträge 
des ruſſiſchen Reiches mit allen Angehörigen 
der Mittelmächte erwähnt, und es wird mit- 
hin auch grundſätzlich der deutſch⸗ruſſiſche 
Handelsvertrag wieder in Kraft geſetzt. Aber 
doch nur grundſätzlich. In welchem Umfange 
und mit welcher Wirkung er wirklich in Kraft 
treten wird, das hängt ganz weſentlich von 
dar wirtſchaftspolitiſchen und von der wirt 
ſchaftstechniſchen Verfaſſung ab, die die ver⸗ 
kragsſchließenden Länder nach dem Friedens 
ſchluſſe aufweiſen werden. Während des Be- 
ſtehens von Handelsverträgen war bisher die 
Umgeſtaltung der inneren Wirtſchaftsverfaſ⸗ 
ſung der einzelnen Länder, die durch Handels 
verträge verbunden waren, einigermaßen 
ſchwierig. Wenn es auch in ſolchen Verträgen 
nicht ausdrücklich ausbedungen war, ſo galt es 
doch eigentlich als ein ſtillſchweigend an 
erkanntes ungeſchriebenes Geſetz, daß wäh- 


rend des Beſtehens von Handelsverträgen 
gewiſſe grundlegende Veränderungen der 
inneren Wirtſchaftsverfaſſungen nicht vor- 
genommen werden ſollten. Bei Verträgen 
Di nur Die Meiſtbegünſtigungsklauſel ent 
Er N wie ich ſchon oben gezeigt 
ie eränderungen jederzeit möglich, 
bestand 8 N au dieſer Vertrüge ja nur darin 
el dias der eine Staat ſich bei dem 
ſie 1225 e gleichen Vorrechte ſicherte, wie er 
1 55 F Staate eingeräumt hatte 
te äbrend des Beſtehens des Vertrages 
be würde. Aber die modernen Han- 

2 vage waren in ihrer überwiegenden 
4 a ja Tarifverträge, innerhalb deren 
die Meiſtbegünſtigungsklauſel nur eine be 
98 TEL „Znſatzſicherung bedeutete. Und bei 
dier Beſtehen ſolcher Tarifverträge, in denen 
. Jollſätze feſtgelegt waren, mußte 
lä er hir jede Veränderung der Zoll 
geſchlof ſt während der Vertragsdauer aus 
Eile T Vai Wie war es nun jedoch mit 
Ausfu er lusfuhrverboten oder Ein- und 
155 ale ſchränkungen? Davon war meiſt 
rend gar nicht die Rede. Ob ſie 
aa er Vertragsdauer eingeführt 
N onnten, warſtrittig. Die Frage wurde 
int Innerhalb der einzelnen Länder von den 
itereſſierten Parteien und Schichten je 
2 Ihren Sonderintereſſen beantwortet. 
x en ihre Unerlaubtheit ſpielte ſtets, wenn 
ui: bote zur Debatte ſtanden, eine 
0 o le, und auch bei der Schaffung von 
r bereitete die Frage, inwieweit 
N faktiſch eventuell vertragswidrige Be 
Hide Br der Ein und Ausfuhr geſchaffen 
en or geringe Schwierigkeiten. Nun 
8 teoſtenmal in dem ukrainiſchen Frie 
Teile trage jedem der vertragſchließenden 
550 Hande rücllich vorbehalten worden, 
115 Sean in ſolchen Produkten, für 
a beſchräntonopole errichtet werden ſollten, 
das weiſt nien oder auszuſchließen. Auch 
kunft Ne rauf hin, daß für die Zu 
derungen Wirtſchaft weitgreifende Aen 
künden zu erwarten find, Die Frage der 
en Kriegskoſtendeckung wirft hier ihre 
3 voraus. Und ſolche Sicherungen 
varen ja auch um ſo niehr notwendig, als 
eh die Ukraine als die ihr gegenüber 
Deere Staatengruppe ausdrücklich auf jede 
Abgel oſtenentſchädigung verzichtet und jede 
ihre beiberfein militärischen Kriegsſchäden an 
er: E e i Untertanen ausgeſchloſſen 
17750 ferot er Staat muß mithin dieſe Sum 
ſich wohl aufbringen. Und jeder Staat iſt 
Viete A hae heute darüber klar, daß 
können ohne jene Wenn aupebvacht werben 


tichts anderes ſein 


dürfte als ein Monopol, welchen beſſer 
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klingenden Namen ſie auch immer tragen 
wird. 

Aber in dem ukrainiſchen Friedens⸗ 
vertrage ift nicht bloß von den zu- 
künftigen Monopolen die Rede. Für 
den beiderſeitigen Warenaustauſch, der 
möglichſt früh nach der Vertragsunterzeich— 
nung eintreten ſoll, ſind zwei Gruppen von 
Waren ſtreng geſchieden: Zunächſt die Gruppe 
derjenigen, deren Ein⸗ und Ausfuhr durch 
zentrale Organiſationen des Staates oder 
durch von ihm überwachte Organiſationen ge⸗ 
ſchehen foll. In ihnen ift die private Gin- 
und Ausfuhr unterſagt. Dieſer Gruppe 
gegenüber ſtehen die mehr oder weniger 
großen Mengen jener Waren, für welche 
ſtaatliche oder ſtaatlich überwachte Or- 
ganiſationen nicht beſtehen. Sie werden 
dem freien Handel überlaſſen, und für 
ſie in allererſter Linie wird denn auch 
die durch den Krieg unterbrochene Wirkſam 
keit der alten Handelsverträge wieder her 
geſtellt. Wie groß dieſe freie Gruppe von 
Waren einmal ſein wird, läßt ſich heut 
ſchwerlich ſagen. Auf deutſcher und auch 
wohl auf öſterreichiſcher Seite wird ſie zu⸗ 
nächſt nicht ſehr umfaſſend ſein. Denn ſo— 
lange, wie wir Krieg führen, iſt unſere 
Friedensproduktion an ſich gering und außer 
dem auf faſt allen Gebieten der freie Handel 
unterbunden. Ganz ähnlich dürfte ſich prak 
tiſch die Sache bei der Ukraine geſtalten. 
Denn wenn wir recht unterrichtet ſind, haben 
bereits in den früheſten Stadien der Friedens⸗ 
verhandlungen die ukrainiſchen Unterhändler 
erklärt, daß alle Artikel des Maſſenkonſums 
bei ihnen zu Staatsmonopolen erklärt 
werden. Da nun die Ukraine ein überwiegend 
landwirtſchaftliches Land ift und im weſent⸗ 
lichen Nahrungsmittel und landwirtſchaft 
liche Rohſtoffe ausführen dürfte, ſo müſſen 
wir damit rechnen, daß praktiſch wahrſcheinlich 
die geſamte ukrainiſche Ausfuhr von Staats- 
monopolen beherrſcht werden wird. Man 
kommt damit alſo zunächſt, mindeſtens für 
die Uebergangswirtſchaftszeit, zu einer 
gegenſeitigen ſtaatlichen Verrechnung. Als 
Maßſtab für diefe Verrechnung ift der Gold- 
wert der beiderſeitigen Münzen angenommen, 
und zwar für Deutſchland auf Grundlage 
der alten Parität des Goldrubels zu 2,161 / 
Nähere Bedingungen über die Art, in der 
dieſe Verrechnung geſchehen ſoll, ſind in dem 
veröffentlichten Vertrage nicht enthalten. 
Möglich, daß darüber noch Zuſatzverträge ge- 
ſchloſſen ſind, die vorläufig noch nicht bekannt 
ſind, möglich auch, daß nähere Abmachungen 
darüber überhaupt noch vorbehalten wurden. 
Daß hier ergänzende Verträge eintreten 
müſſen, ift klar. Denn wollte man hier bei 
der früher üblichen Geldzahlungsmethode 
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zahlung beibehalten ſollten 


bleiben, ſo würde das doch darauf hinaus⸗ 
laufen, daß Deutſchland bei dem Ueber⸗ 
wiegen der Einfuhr gegenüber der Ausfuhr 
ſich mit einer ſtarken Goldſchuld ge- 
genüber der Ukraine belaſten würde, einer 
Goldſchuld, deren Abtragung zunächſt doch 
zweifellos gewiſſe Schwierigkeiten machen 
würde. Die Bezahlung könnte nun auf zwei 
Wegen erleichtert werden. Entweder in der 
Weiſe, daß ſehr langfriſtige Ziele für die 
Abbürdung der Schuld geſetzt werden, oder 
dadurch, daß die Gutſchrift in Geld und die 
Belaſtung in Geld nichts weiter als eine 
Fiktion iſt, während in Wirklichkeit der 
Tauſch gewiſſer Mengen Ware gegen Ware 
ausbedungen wird. Daß die letzte Modalität 
auch im Intereſſe der Ukraine liegen würde, 
iſt klar. Denn die Ukraine hat ja keineswegs 
bloß ein Intereſſe daran, ihre landwirtſchaft⸗ 
lichen Produkte und die Nebeuprodukte ihrer 
Viehhaltung nach Deutſchland auszuführen, 
ſondern ſie muß ein brennenderes Intereſſe 
daran haben, gewiſſe Artikel, insbeſondere 
für die Düngung und für die Bearbeitung 


ihres Bodens, auch Medikamente und 
Chemikalen im Austauſch zu erhalten. Ich 


brauche nicht zu jagen, daß dieſer Austauſch 
natürlich uns ebenſo erwünſcht iſt, weil wir, 
— namentlich wenn wir den Weg der Gelder- 
auf dieſe Weiſe 
natürlich am leichteſten die Abtragung der 
durch die Einfuhr zuſammengebrachten Schul- 
den erleichtern würden. Ganz gleichgültig 
mithin, ob der direkte Warenaustauſch ausbe⸗ 
dungen oder die Bezahlung in der früher üb- 
lichen Weiſe vorbehalten werden wird, für 
Deutſchland entſteht durch den ukrainiſchen 
Handelsvertrag ein ſehr weſentliches Prob⸗ 
lem: Woher ſchafſen wir die Ware für die Aus⸗ 
fuhr? Das einzige, was uns vollkommen frei 
für die Ausfuhr zur Verfügung ſteht, und was 
ſehr ſchnell herbeigeſchafft werden könnte, iſt 
Kali. Denn Kohle braucht die Ukraine von 
uns nicht. Schon die Produktion weſent⸗ 
licher Mengen von Chemikalien, namentlich 
von Medikamenten für die Ausfuhr, dürfte 
wegen der Beſchränkung gewiſſer Rohſtoffe 
wahrſcheinlich nicht ganz leicht werden. Da⸗ 
gegen könnten wir theoretiſch natürlich alle 
Eiſenwaren ſofort ausführen, wenn, ja wenn 
wir uns nicht mitten in der Kriegswirtſchaft 
befänden, und alle unſere Fabriken auf das 
äußerſte für den Heeresbedarf angeſtrengt 
wären. Aber hier bietet ja nun die Tatſache, 
daß wir an breiter Front auf der ruſſiſchen 
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Seite Frieden oder doch einen Zuſtand haben, 
der dem Frieden vollkommen gleichkommt, 
eine weſentliche Erleichterung. Wir können 
daher aller Wahrſcheinlichkeit nach nunmehr 
unſere Erzeugung für den Kriegsbedarf me- 
ſentlich einſchränken. Und es iſt jetzt jener 
Juſtand herbeigeführt, von dem ich in meinen 
Aufſätzen über die Uebergangswirtſchaft 
bereits ausführlich geſprochen habe in 
dem nämlich Kriegswirtſchaft und Friedens⸗ 
übergangswirtſchaft nebeneinander exiſtieren. 
Denn wir werden nun wahrſcheinlich gar nicht 
anders können, als einen Teil unſerer Fabriken 
zwangsweiſe für die Produktion von Friedens- 
bedarf umzuſtellen, um in ihnen diejenigen 


Mengen zu erzeugen, die wir für die 
Ausfuhr an den öſtlichen Nachbar zur 
Deckung unſeres Debetſaldos bedürfen. 
Nach meiner Auffaſſung wird ſich das bei 


guter Regie leicht bewerkſtelligen. Und es wird 
meines Erachtens jetzt ſchon der Zeitpunkt 
gekommen ſein, an dem die zivilen Reichs⸗ 
ämter, die an der Uebergangswirtſchaft mit⸗ 
zuarbeiten haben, nachweiſen können, wie 
ſchnell und wie gut fie disponieren können. 
Freilich wird es hier bei ihnen allein nicht lie⸗ 
gen. Denn wir werden wahrſcheinlich auch 
einen Teil unſerer militäriſchen Kraft jetzt auf 
die Friedenswirtſchaft einſtellen müſſen, und 
es zeigt ſich nun jetzt beſonders deutlich, wie 
notwendig es geweſen wäre, rechtzeitig die 
beſtehenden militäriſchen Organiſationen in 
Uebereinſtimmung mit den ſonſt für die 
Uebergangswirtſchaft zu ſchaffenden zivilen 
Stellen zu bringen. Dieſes Problem wird 
ſofort, nachdem unſere Unterhändler aus 
Breſt⸗Litowſk zurückgekehrt find, gelöſt werden 
müſſen. 

Deutlich zeigt ſich aber auch ſchon an 
dem, was ich über die einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen des ukrainiſchen Vertrages ge- 
ſagt habe, daß dieſe Uebergangswirtſchaft 
tatſächlich zu einem großen Teil den Charakter 
haben wird, den ich von vornherein poraus- 
ee den Charakter einer gewiſſen Zwangs⸗ 
wirtſchaft. Und es wäre höchſt erwünſcht, 
wenn jetzt wenigſtens endlich unſere In⸗ 
duſtriellen und Kaufleute einzuſehen be⸗ 
gännen, daß wir auf Jahre hinaus auf die 
ungezügelte freie Wirtſchaft verzichten, und 
daß ſie deshalb ihre ganze Kraft daran ſetzen 
müſſen, ſich in einer geeigneten Weiſe in den 
neu zu ſchaffenden ſtaatlichen Apparat zu 
ihrem eigenen Vorteil und zum Heile des 
Reiches einzugliedern. 
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Der Treuhänder für das feindliche Vermögen.” 


Von Geh. Regierungsrat Dr. jur. Nieders⸗Verlin. 


Der Weltkrieg, in deſſen viertes Jahr wir jetzt 
ET ſind, hat ſich immer mehr zum Wirtſchafts⸗ 
Paß ausgewachſen. Die Verantwortung dafür fällt 
MA 5 ausſchließlich auf England. Galt es in unſe⸗ 
tinati be der Kultur und Humanität als ein 
nich beer Standpunkt, ſelbſt im Kriege 
„ ein Heere angehörende Privatperſonen der 
riegführenden Staaten als Feinde, Privateigentum 
N vom Seerecht — als Beute zu be⸗ 
z 1 private Nechtsverhältniſſe anzutaſten, in 
Handelsbeziehungen einzugreifen, jo ift das alles 
unter Englands Aegide gründlich verändert worden. 
Nicht, daß England etwa damit neue Bahnen in 
ſeiner Geſchichte beſchritten hätte. Von jeher hat es 
in jedem Kriege das ganze Volk, das ihm feindlich 
gegenüberſtand, als in den Krieg verſtrickt betrachtet, 
1 fid der Handelsverbote auf der einen, der rüd- 
ſichtloſen Zerſtörung auch des feindlichen Privat⸗ 
ae und Handelsverkehrs auf der anderen 
Eines als Mittel zum Zweck der Niederringung 
en Gegners bedient. So ſind alle ſeine Kriege 

wiegend Handelskriege geweſen. 

t 5 allerdings in ſeiner an Kämpfen 
Zähi 22 chichte hat es mit derart unerbittlicher 
5 bigkeit, berechnendem Vorbedacht und rückſichts⸗ 
loſer Brutalität den Handel und die Induſtrie eines 
des zu zerſtören gefucht, wie jetzt in dem von 
i Deutſchland angezettelten Vernichtungs⸗ 


IA Bei der Unterbrechung aller Verkehrsbeziehun⸗ 
0 A Ausland und der hierdurch notwendig be⸗ 
Krie EN Iſolierung Deutſchlands werden erſt nach dem 
an ge die letzten Schleier fallen von der nackten 
auc eltofigteit, mit der dieſer Krieg von England, 
Di auf wirtſchaftlichem Gebiete, vorbereitet und 
bgeführt worden ift. 

fait gegenüber hat fid Deutſchland, mehr noch 
gat a dem Gebiete der eigentlihen Politik, im 
teidigung 5 auf die Defenſiwe, auf die bloße Berz 
Vacha rint. Es iſt erft zur Vergeltung 
lischen Mü tatſächlich weiteres Zögern den eng⸗ 
en Vorſchud auch im eigenen Lande unmittel⸗ 
beſten ein x zu leiſten drohte. Dies zeigt am 
e ergleich der den Handelskrieg betreffen 

eſetzgebung in den uns feindlichen Ländern, 


vor : 
Auen Criglanb, Frankreich und Rußland, mit 


Während der Drucklegung dieſes Aufſatzes 


9 

ift eine Bunde, 

ndesrat d 

1917 N Sverordnung vom 22. September 


Vorausſe u der unter den dort angegebenen 
Unternehme auch die Liquidation ruſſiſcher 
bemerkt, daß ber zugelaſſen ijt. — Es ſei noch 
eine N Kelche der f. d. f. V., der bisher 
Neichsbehärde ijt t des Innern reſſortierende 
ſchafte . künftig dem neuen „Neichswirt⸗ 
samt“ unterſtellt werden wird. Dr. N. 


den das gleiche Gebiet behandelnden, geſetzgeberiſchen 
Maßnahmen Deutſchlands. 

So fallen die wichtigſten Maßregeln Englands 
gegen den deutſchen Handel, in welcher Form immer 
er betrieben werden mochte, und gegen das deutſche 
Privateigentum, ſchon in den Beginn des Welt⸗ 
krieges. 

Insbeſondere ift die Einrichtung eines Treu⸗ 
händers für das feindliche Vermögen (Public Cus- 
todian) bereits durch das Ergänzungsgeſetz über den 
Handel mit dem Feinde vom 27. November 1914 
geſchaffen werden. Das Handelsamt (The Board of 
Trade) beauftragte hiernach ſowohl für England und 
Wales, als auch für Schottland und Irland je eine 
Perſon mit der Aufgabe, das feindliche Vermögen 
feſtzuhalten und darüber nach den Weiſungen des 
Gerichts zu verfügen. Dies geſchah, „um zu verhin- 
dern, daß Geldzahlungen an Perſonen geleiſtet wer⸗ 
den, die in einem feindlichen Lande wohnen oder 
dort Geſchäfte betreiben, und um derartige Gelder, 
ſowie anderes Vermögen von Feinden, im Hinblick 
auf die beim Friedensſchluß zu treffenden Verein⸗ 
barungen zu erhalten.“ 

Zum Verwalter des feindlichen Vermögens in 
England und Wales wurde der öffentliche Treu. 
händer (Publie trustee) ernannt, deſſen Befugniſſe, 
abgeſehen von den beſonders für den Krieg ihm 
übertragenen Pflichten, durch die Public trustee Act 
von 1906 geregelt werden. 

Hierdurch wurde es den Engländern ermög⸗ 
licht, zumal die gleiche Einrichtung auch für die 
Kolonien und Schutzgebiete getroffen wurde, ſchon 
zu verhältnismäßig früher Zeit das feindliche Ver- 
mögen, für deſſen Erfaſſung auch andere geſetzliche 
und Verwaltungsmaßnahmen in reicher Zahl ge⸗ 
troffen wurden, überſichtlich in einer Hand zu pers 
einigen und, teils zur Befriedigung engliſcher Gläu⸗ 
biger, teils für die ſpäteren Friedensverhandlun⸗ 
gen, zu konzentrieren. 

Demgegenüber hinkte Deutſchland mit ſeinem 
Vorgehen den Ereigniſſen nach. 

Wie es ſich trotz der Beſchlagnahme und rück- 
ſichtloſen Verſchleuderung deutſcher Vermögen und 
Unternehmungen in nahezu allen mit ihm im Kriege 
ljegenden Ländern und ſeinen eigenen, vom Feinde 
eroberten Kolonien erſt allmählich zu — nicht ein⸗ 
mal überall — durchgreifender Vergeltung verſtanden 
und z. B. Liquidationen feindlicher Unternehmuns 
gen auch jetzt noch nur gegen England und Frank⸗ 
reich zugelaſſen hat, io wurde auch der Entſchlaß, 
nach engliſchem Vorbild einen Treuhänder einzu⸗ 
ſetzen, erſt ſehr ſpät gefaßt. 

Nachdem bereits durch die Verordnungen vom 
7. und 10. Oktober 1915 die Anmeldung des feind⸗ 
lichen Vermögens im Inlande vorgeſchrieben wors 
den war, ohne daß zunächſt eine ſachliche Bearbei⸗ 


mu A 
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tung der hierauf erfolgten Anmeldungen erfolgt 
wäre, wurde durch Bekanntmachung vom 19. April 
1917 die Emrichtung eines Treuhänders für das 
feindliche Vermögen mit Wirkung vom 1. Mai 1917 
ins Leben gerufen, 


In der Begründung dieſer Verordnung wird 
als Aufgabe des Treuhänders die Anſammlung eines 
Kompenſationsfonds feindlicher Gelder als Waffe 
in der wirtſchaftlichen Kriegführung hingeſtellt. Da⸗ 
durch, daß der Treuhänder über die feindlichen Ver⸗ 
mögen im Inlande, d. h. im Deutſchen Neich, unter 
den geſetzlich dafür vorgeſehenen Vorausſetzungen 
die Verwaltung und damit die Verfügungsmacht 
übernimmt, ſoll die Gewinnung einer Ueberſicht über 
dieſe Vermögen und ihre Zuſammenfaſſung als Vor⸗ 
bedingung für die Erreichung des oben gekennzeich⸗ 
neten Zweckes ermöglicht werden. 


Zum Treuhänder für das feindliche Vermögen 
iſt vom Reichskanzler der Kaiſerliche Geheime Ober- 
regierungsrat Albert ernannt worden, der als 
deutſcher Kommiſſar für die Weltausſtellung in 
Brüſſel im Jahre 1910 weiteren Kreiſen bekannt 
iſt. Sein derzeitiger Vertreter iſt der Verfaſſer dieſes 
Aufſatzes. Die Geſchäftsſtelle des Treuhänders be- 
findet ſich in Berlin W. 8, Mohrenſtr. 33/35, und 
Kronenſtr. 42 ul. Dort wird Intereſſeuten auch 
mündliche Auskunft erteilt. — 

Naturgemäß ijt die Arbeit des Treuhänders 
mit Rüdjiht auf das vorgeſchrittene Stadium des 
Weltkrieges eine außerordentlich umfangreiche und 
ſchwierige. Es gilt nicht nur, das ſeit Ende 1915 
auf etwa hunderttauſend Anmeldebogen ans 
gegebene feindliche Vermögen im Inlande ſtatiſtiſch, 
rechtlich, wirtſchaftlich und banktechniſch zu erfaſſen 
und zu verarbeiten, ſondern auch den berechtigten 
Intereſſen der einzelnen deutſchen Schuldner ebenſo 
gerecht zu werden, wie den Zwecken, welche die Ein⸗ 
ſetzung des Treuhänders zugunſten der deutſchen 
Wirtſchaft und des Handels nötig gemacht haben. 

Die Vereinigung dieſer verſchiedenen, dem Treu⸗ 
händer obliegenden Pflichten iſt um ſo ſchwieriger, 
als nach der Treuhänderverordnung in ſeine Hände 
ein diskretionäres Ermeſſen und eine Verfügungs⸗ 
gewalt gelegt iſt, und nach Lage der Dinge gelegt 
werden mußte, deren Ausübung von den Betroffe⸗ 
nen naturgemäß nicht immer angenehm empfunden 
werden kann. Dazu kommt, daß bei dem Umfange 
des von dem Treuhänder zu bearbeitenden Materials 
der Treuhänder nicht von Anfang an jeden ein⸗ 
zelnen deutſchen Schuldner nach der Eigenart des 
Falles behandeln kann, ſondern, um überhaupt eine 
Sichtung des bisher ungeordneten Stoffes zu ermög- 
lichen, zunächſt formularmäßig vorgehen muß. 

Im allgemeinen darf über die Arbeiten des 
Treuhänders ſoviel mitgeteilt werden, daß ſie ſich 
ſachlich gliedern, je nach der Eigenart des feind⸗ 
lichen Vermögens, wie es im Inlande beſteht. Einen 
aͤußeren Anhalt hierfür bot die Verordnung vom 
10. Oktober 1915 über die Anmeldung des im Fulande 
befindlichen feindlichen Vermögens auf Grund der 
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durch jene Bekanntmachung vorgeſchriebenen An⸗ 
meldebogen „A“, „Be, „Os und „D“, die hier als 
bekannt vorausgeſetzt werden können. Da davon 
auszugehen war, daß bei der Bearbeitung die feind⸗ 
lichen Beteiligungen an inländischen Unternehmen 
(Anmeldebogen „De) am ſchwerſten zu einer Erfaſſung 
der hier verkörperten feindlichen Vermögenswerte 
in Form bankmäßig zu verwaltender liquider Be- 
ſtände führen würden, ſo war jene Gruppe zunächſt 
vom Treuhänder in Angriff zu nehmen. Dies iſt 
geſchehen, indem, wo dies möglich war, den Landes⸗ 
zentralbehröden die betreffenden Anmeldebogen zur 
Erwägung eines Antrages auf Zwangsverwaltung 
oder Liquidation überwieſen wurden; wo dies nicht 
tunlich erſchien, wurde durch Nuͤckfrage bei den bes 
teiligten Unternehmungen der Gewinn der Auga 
länder auf ihre Beteiligungen feſtgeſtellt, um danach 
die Frage der Verwaltung (unter Umftänben ſogar 
der Einziehung der feindlichen Beteiligungen) löſen 
zu können. i 


Bei der jehr großen Gruppe, welche die An⸗ 
meldebogen „C“ umfaßt, nämlich die auf Geld lau⸗ 
tenden, dem feindlichen Auslande geſchuldeten Leiſtun⸗ 
gen, iſt den deutſchen Schuldnern durch ein Formu⸗ 
lar die Abſicht angekündigt, die Forderung unter 
die Verwaltung des Treuhänders zu nehmen, wobei 
gleichzeitig auf die durch § 7 der Treuhänderver⸗ 
ordnung feſtgeſetzte Verzinſungspflicht, ſowie auf die 
Möglichkeit hingewieſen iſt, jih nach $ 3 der Treu⸗ 
händerverordnung durch Abführung der geſchuldeten 
Beträge an den Treuhänder zu befreien. Dabei 
konnte wegen der großen Zahl der Anmeldebogen 
„C“ etwa 60 000! — die Bearbeitung der hier 
nach feindlichen Gläubigern geordneten Akten nicht 
gleichzeitig, ſondern nur nach und nach erfolgen. So 
werden deutſche Schuldner mit mehreren feindlichen 
Gläubigern die formularmäßigen Aufforderungen des 
Treuhänders nicht auf einmal, ſondern erſt in 

vielleicht längeren Zwiſchenräumen erhalten. 


Namentlich dieſe Formulare haben unter den 
deutſchen Schuldnern, hauptſächlich der Handels⸗ 
welt, ein Erſtaunen und ſtellenweiſe eine Mißſtim⸗ 
mung hervorgerufen, die verſtändlich erſcheinen kann, 
‚uicht® deſtoweniger aber als unberechtigt bezeichnet 
werden muß. 


Von vielen Seiten iſt jogar der Vorwurf er- 
hoben worden, daß der Treuhänder die Rechte der 
feindlichen Gläubiger wahrzunehmen ſcheine, in einer 
Zeit, wo das deutſche Vermögen im feindlichen Aus⸗ 
lande rückſichtslos verſchleudert und ſeinen deutſchen 
Eigentümern nicht die Spur einer Sicherheit dafür 
geboten werde, daß ſie auch nur ihr im Ausland 
ſtehendes Kapital jemals wieder zurückerhalten 
würden. 


Da nun vorwiegend diejenigen Schichten der 
deutſchen Kaufmannſchaft, die Schuldner des feind⸗ 
lichen Auslandes ſind, gerade aus ihren Handels⸗ 
beziehungen mit dem feindlichen Ausland meiſt auch 
dort über Forderungen und Guthaben verfügen, fo 
könnte es allerdings unbillig erſcheinen, wenn ihnen 
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gegenüber der Treuhänder auf der Verzinſung oder 
gar der Einziehung der feindlichen Forderungen 
beſtände. 
Demgegenüber ijt mit aller Entſchiedenheit zu 
betonen, daß die Uebernahme einer feindlichen For- 
derung in die Verwaltung des Treuhänders noch 
nicht notwendig die Einziehung jener Forderung 
e ſchließt. Eine ſolche wird vielmehr nach ge⸗ 
5 Prüfung jedes Einzelfalles, die durch die 
ese Anfrage eingeleitet und erleichtert 
bar Hy ſoll, in Ausübung der Befugniſſe des § 6 
fe T a yE nur dann erfolgen, wenn 
1 me Unbilligkeit oder wirtſchaftliche Schädigung 
es deutſchen Schuldners nach Lage der Sache an= 
gemeſſen erſcheint. 
. In den zahlreichen Fällen alfo, wo ein deut⸗ 
ſcher Schuldner den Forderungen feiner ausländi⸗ 
ſchen Gläubiger nach bürgerlichem Recht aufrech⸗ 
i Gegenforderungen gegenüberſtellen kann, 
ae ſeiner Gegenforderungen, deren Glaub- 
a 9 der Treuhänder allerdings verlangen 
el N a eine Verwaltung des Treuhänders, noch 
Sen erzinſungspflicht, geſchweige denn die Gin- 
nicht 3 * Frage kommen. Dies ſchon um deswillen 
Are det durch die Aufrechnung mit der Gegen⸗ 
295 5 die feindliche Forderung, bis zum Be— 
ge der Gegenforderung als getilgt anzuſehen iſt. 


fa Ste geartet jind die leider gleich- 
a e Fälle, wo deutſche Schuldner feind⸗ 
e äubiger ihrerſeits im feindlichen Auslande 
ermtögenswerte: Waren, Warenlager, Niederlaſſun⸗ 
a n oder ſonſtige gewerbliche, induſtri⸗ 
Lage 955 landwirtſchaftliche Betriebe haben und nach 
lich er Sache annehmen mitifen, daß ihre feind⸗ 
en. Gläubiger ſich aus jenen ihnen zugänglichen 
ermögenswerten bei deren Liquidation oder ſonſti⸗ 

gen Aufteilung befriedigt haben. 
> Wenn auch hier während des Krieges bei der 
on unſeren Feinden über ihren Handelsraub beob— 
Fe Verſchwiegenheit ſichere Unterlagen und 
not . erbringen ſein werden, ſo wird den⸗ 
ihm 1 Treuhänder in der Lage ſein, auf Grund der 
gesch äber e intih gemachten Vorgänge der vor⸗ 
en a Art gegenüber den Betroffenen inlän⸗ 
gehun en von einer Verzinſung und Ein⸗ 
ider. Br zunächſt angemeldeten feindlichen Forde- 
ſeine 55 zuſehen, obwohl er dieſe Forderungen unter 
Fälle erwaltung nimmt. Letzteres ift für ſolche 
liche e e die einmal angemeldete feind⸗ 
und rs immerhin 3u Recht beſtehen könnte 
des fein en Friedensſchluß die kückenloſe Erfaſſung 
; ichen Vermögens eine der Vorausſetzungen 


für eine ibi; 
aeo 1 Durchführung der Treuhänder⸗ 


Au 
ßerdem erlaubt die Uebernahme der Feind» 


lichen Fordern 
n x ng unter feine < Treu⸗ 
aber nam ſeine Verwaltung dem Treu 


des ſeindlichen Gläubigers Rechte 

** tëe 
gen zu tätigen, deren orname auch für 
eutſchen Schuldner günſtig ift, z. B. bei Zwangs 


vergleich ken y 
ergleichen mitzuwirken, für feindliche Gläubiger Zu⸗ 


ſtellungen entgegenzunehmen, Bezugsrechte auszu⸗ 
üben uſw. 

So beſteht auf ſeiten der deutſchen Schuldner 
ein Intereſſe daran, daß die von ihnen angeblich 
dem feindlichen Ausland geſchuldeten Forderungen in 
die Bücher des Treuhänders übergehen und dieſer 
dadurch ferner die Möglichkeit erhält, die Verwertung 
jener Forderungen beim Friedensſchluß im Zus 
ſammenhange mit den auf beiden Seiten beſtehen⸗ 
den ſonſtigen Forderungen und Schulden zu ver⸗ 
wirklichen. 

Wollte man gegenüber der einheitlichen Zu⸗ 
ſammenfaſſung im feindlichen Ausland befindlicher 
deutſcher Vermögenswerte in der Hand unſerer 
Feinde, vor allem der Engländer, jedem deutſchen 
Schuldner überlaſſen, ob und wie er bei Friedens⸗ 
ſchluß mit ſeinen feindlichen Gläubigern abrechnen 
will, fo würde dies das Rückgrat und die Ein⸗ 
heitlichkeit unſerer wirtſchaftlichen Kriegführung aufs 
ſchwerſte erſchüttern. 

Es iſt daher nicht nur geſetzliche Pflicht, (8 4 
Abſ. 2 der Treuhänderverordnung), ſondern von 
hohem Nutzen vornehmlich für die deutſchen Schuld⸗ 
ner ſelbſt, dem Treuhänder ihre Beziehungen zum 
feindliche Auslande offen anzuvertrauen und da⸗ 
durch der deutſchen Wirtſchaft bei den Friedens⸗ 
verhandlungen in der zuſammengefaßten Verfügungs⸗ 
macht des Treuhänders eine weſentliche und un⸗ 
entbehrliche Stütze zu gewähren. Dies Kit namentlich 
wichtig für den Fall, wo ein deutſcher Schuldner 
zwar nicht an ſeinen feindlichen Gläubiger, wohl 
aber an andere feindliche Ausländer Forderungen 
hat, die jeme Schulden im feindlichen Ausland erz 
reichen oder überſteigen. 

Hier ift die formularmäßige Anfrage des Treu⸗ 
händers, der übrigens neuerdings gedruckte „Er⸗ 
läuterungen“ beigegeben werden, beſonders unwillig 
entgegengenommen und vielfach mit der Gegenfrage 
beantwortet worden, ob denn der Treuhänder, der 
den deutſchen Schuldnern gegenüber ſo peinlich die 
Rechte der feindlichen Gläubiger wahrzunehmen 
ſcheine, denſelben deutſchen Schuldnern gegenüber die 
Gewährleiſtung übernehmen wolle, daß jenen ihr im 
feindlichen Ausland ſtehendes Kapital nicht nur 
zurückerſtattet, ſondern auch verzinſt würde. Go- 
lange der Treuhänder eine derartige Garantie nicht 
übernehmen könne und wolle, ſei es unbillig, von 
den deutſchen Schuldnern, ſoweit ſie ihrerſeits 
Gläubiger des feindlichen Auslandes ſeien, Zinſen für 
ihre Schuld an das Ausland oder gar die Bezahlung 
jener Schuld an den Treuhänder ſelbſt zu verlangen. 

Darauf iſt zu erwidern, daß die Frage, ob in 
ſolchen Fällen, wo eine Aufrechnung nach bürger- 
lichem Recht unſtatthaft ift, ſpäter von feindlichem 
Land zu feindlichem Land mit der Geſamtſumme 
der gegenſeitigen Schulden und Forderungen auf⸗ 
gerechnet werden kann und ſoll, erſt im Friedens⸗ 
vertrage ihre Löſung finden kann. Wenn aber eine 
ſolche Löſung angebahnt werden ſoll, ſo iſt das erſte 
Erfordernis, daß eine Stelle in Deutſchland, und 
das iſt der Treuhänder, zunächſt wenigſtens die Ver⸗ 


fügungsmacht über die feindlichen Forderungen gegen 
das Inland in ſeiner Hand vereinigt, um ſo die 
Meberfiht und damit die Vorausſetzung für einen 
derartigen allgemeinen Ausgleich zu ſchaffen. Vor⸗ 
ausſichtlich wird dieſe Ueberſicht ſich mit Hilfe der 
nach den Verordnungen vom 16. Dezember 1916 und 
23. Februar 1917 angemeldeten deutſchen Auslands⸗ 
forderungen in abſehbarer Zeit erzielen laſſen. 


Selbſtverſtändlich kann der Treuhänder, zumal 
nachdem ihm die in § 7 Abſ. 3 der Treuhänder⸗ 
verordnung dem Reichskanzler vorbehaltene beſon⸗ 
dere Beſtimmung hinſichtlich der Zinstermine, der 
Höhe der Zinſen und etwaiger Ausnahmen über- 
tragen worden iſt, in ſolchen Fällen, wo ihm der 
einzelne deutſche Schuldner das Vorhandenſein von 
Außenſtänden im feindlichen Ausland nachweiſt oder 
auch nur wahrſcheinlich macht, von der Einziehung 
der feindlichen Forderung und deren Verzinſung 
jedenfalls inſoweit abſehen, als die Außenſtände 
des deutſchen Schuldners im feindlichen Auslande 
ſeinen Schulden gleichkommen oder ſie überſteigen. 
Das ſchließt ſelbſtverſtändlich nicht aus, die be⸗ 
treffende feindliche Forderung unter die Verwaltung 
des Treuhänders und damit in ſeine Bücher zu 
nehmen, was ſchon um der Gewinnung der Ber- 
fügungsmacht willen erforderlich ijt. 

Hiernach kann zur Beruhigung der zahlreichen 
deutſchen Schuldner des feindlichen Auslandes dar⸗ 
auf gerechnet werden, daß der Treuhänder von der 
ihm durch 8 6 übertragenen Einziehungsbefugnis 
nur unter voller Schonung und Berückſichtigung 
der wirtſchaftlichen Lage der deutſchen Schuldner 
Gebrauch machen wird. 

Wenn dieſe ſelbſt ſich von ihrer Schuld mit 
Wirkung gegenüber dem feindlichen Gläubiger be⸗ 
freien wollen, ſo haben ſie hierzu durch Abführung 
ihrer Schuld an den Treuhänder unter Ueberweiſung 
auf deſſen Girokonto bei der Reichsbank in Berlin 
nach 8 3 ķer Treuhänderverordnung eine Gelegen⸗ 
heit, die übrigens in ziemlich weitem Umfange be⸗ 
reits benutzt wurde. Soweit ſolche Beträge in 
Kriegsanleihe angelegt waren, hat ſich der Treu⸗ 
händer, obwohl er hierzu nicht verpflichtet iſt, mit 
deren Annahme, und zwar zum Ausgabekurſe, ein⸗ 
verſtanden erklärt. 


Dabei wird der Treuhänder aus den hinter⸗ 
legten Beträgen den oder die feindlichen Gläubiger 
des betreffenden dieutſchen Schuldners nicht be⸗ 
friedigen, ohne ſich mit dieſem vorher ins Be⸗ 
nehmen geſetzt zu haben. Er wird ſich insbeſondere 
darüber zu unterrichten verſuchen, ob und in welcher 
Weiſe der deutſche Schuldner für ſeine Außen⸗ 
ſtände im feindlichen Ausland Deckung erhalten hat 
oder erhalten wird. Unter Umſtänden wird, wenn 
dies der Anbahnung der früheren Beziehungen 
zwiſchen dem deutſchen Schuldner und ſeinen feind⸗ 
lichen Gläubigern nach Friedensſchluß günſtig ſein 
ſollte, die Befriedigung des feindlichen Gläubigers 
durch den Treuhänder über den deutſchen Schuld⸗ 
ner und durch ſeine Vermittlung in Frage kommen. 
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Wie ſich dies im einzelnen regelt, läßt ſich vor 
Abſchluß des Friedensvertrages nicht endgültig be⸗ 
urteilen, tut aber der durch die Hinterlegung be⸗ 
wirkten Befreiung des deutſchen Schuldners keinen 
Eintrag. 

Wenn vielfach von vorſichtigen Kaufleuten die 
Frage geſtellt wird, ob denn der Treuhänder wirk⸗ 
lich eine amtliche Stelle ſei, an die mit befreiender 
Wirkung gezahlt werden könnte, und ſogar der Nad- 
weis der Beſtallung hierfür verlangt wird, fo cr- 
gibt ſich das Irrige dieſer Befürchtungen ſchon aus 
dem Vorhergeſagten. Danach, iſt der Treuhänder 
eine vom Neichsamt des Innern reſſortierende 
Reichsbehörde, die als folde und als Kriegsſtelle 
anerkannt iſt. 

Angeſichts der Unzahl amtlicher Verordnungen, 
deren Bekanntſchaft ſelbſt bei Nechtsgelehrten nicht 
mehr lückenlos vorausgeſetzt werden kann, ſei aber 
erwähnt, daß die Bekanntmachung über den Treu- 
händer für das feindliche Vermögen vom 19. April 
1917 in Nr. 79 des Reichsgeſetzblattes auf Seite 363, 
und die Ernennung des Geheimen Oberregierungs⸗ 
rats Albert zum Treuhänder im amtlichen Teil 
der Nrn. 95 und 289 des Deutſchen Reihe: und 
Preußiſchen Staatsanzeigers vom 21. April 1917 und 
6. Dezember 1917 veröffentlicht worden iſt, welche 
Blätter an jeder amtlichen Stelle, 3. B. bei den 
Handelskammern, Landratsämtern, Magiſtraten, ein⸗ 
geſehen werden können. 

Mit der durch Hinterlegung der Schuld beim 
Treuhänder bewirkten Befreiung und von ihrem 
Zeitpunkt an erliſcht auch die durch $ 7 der Treu⸗ 
händerverordnung feſtgeſetzte Verzinſungspflicht, je⸗ 
doch ohne rückwirkende Kraft. 

Die Verzinſungsfrage hat, wie ſchon angedeutet, 
gleichfalls vielfach zu Klagen und Beſchwerden An- 
laß gegeben. In Wirklichkeit bedeutet die durch 
8 7 der Treuhänderverordnung feſtgeſetzte Verpflich⸗ 
tung zur Zahlung von Zinſen eine Beſeitigung 
der bisherigen zinsloſen Stundung. Letztere war 
auf kurze Dauer des Krieges zugeſchnitten und 
ließ ſich unter den jetzigen Verhältniſſen und ins⸗ 
beſondere mit Nückſicht auf eine etwa geſetzliche 
Regelung der Frage bei den Friedensverhandlungen 
nicht aufrecht erhalten. Soweit Zinſen geſchuldet 
werben, hätten ſie ja auch ohne den Krieg be⸗ 
zahlt werden müſſen. Auch war trotz der Zahlungs⸗ 
verbote den deutſchen Schuldnern die Möglichkeit 
gegeben, ſich durch Hinterlegung der geſchuldeten 
Beträge bei der Reichsbank, jetzt durch Abführung 
an den Treuhänder, zu befreien. 

Hinſichtlich der Anmeldebogen „B= (im Ju⸗ 
lande verwahrtes Vermögen feindlicher Ausländer) 
hat der Treuhänder zunächſt eine ſtatiſtiſche Er⸗ 
faſſung der im Inlande verwahrten Wertpapiere 
feindlicher Ausländer formularmäßig in die Wege 
geleitet und dabei gleichzeitig die Verwaltung über 
die betreffenden Vermögenswerte übernommen. 

Dasſelbe iſt geſchehen hinſichtlich des ge⸗ 
ſamten bei deutſchen Banken befindlichen Ver⸗ 
mögens feindlicher Ausländer einſchließlich der feind⸗ 
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lichen Guthaben auf Grund beſtimmter von Eren 
hander den Banken auf Grund einer Verſtändigung 
vorgeſchriebener Richtlinien. 

Zwiſchen dem bisher behandelten feindlichen 
Vermögen und deu in die Anmeldebogen „A“ auf⸗ 
genommenen Vermögenswerten feindlicher Aus⸗ 
ie die ſich auch während des Krieges im In⸗ 
ande aufhalten, iſt inſofern ein Anterſchied zu 
— 1 1 als nach $ 9 der Verordnung vom 7. Df- 
lich 5 ih 15 feindliche Ausländer im Inlande hinſicht⸗ 
N rer Vermögensbewegungen zugunſten von 
RIE: i 110 unbeſchränkt ſind. Hier wird lediglich 
lichen er Gründen eine Kontrolle des feind— 
abgeſch ermögens, aber — von Ausnahmefällen 
ze en — ſeine Verwaltung yoder gar Ein⸗ 
ztehung durch den Treuhänder regelmäßig nicht 
ſtattzufinden haben. 
it a anel feindliches Vermögen im Inlande unter 
Roi iher Aufſicht, Zwangsverwaltung oder gi- 
Wee ſteht, bat der Treuhänder Verwaltungs⸗ 
ml k hinſichtlich ſolcher Gegenſtände, die 
ei feste ſolchen Vermögen überwieſen werden, wie 
Mi: 15 Unternehmungen, Niederlaſſungen 
a eb ſtücke nur mit Zustimmung der Landes⸗ 
den in Verwaltung nehmen darf. 

15 Sk a find dem EN N: 
E zwar auch hier im Anſchluß an das 
werte a E hinſichtlich der Zwangsvoll⸗ 
liches u und ähnlicher Maßnahmen gegen feind— 
zue? Anternehmen im Inlande zwecks Befriedigung 
inländiſcher Gläubiger, 

8 iſt auch für das nicht unter der Ber- 
Bisher 4 es Treuhänders befindliche Vermögen die 
auf den ee zuſtehende Genehmigung 
Bei ben n ne übertragen worden, während 
N om Treuhänder in Verwaltung genom- 
1 en, Zwangsvollſtreckungen uſw. nicht 
sone Genehmigung des Treuhänders bedürfen, 
reg wenn fie nach der Erklärung des 
händen Es erfolgt Sind, auf Antrag des Treu⸗ 
ſtändlich ben werden müſſen. Selbſtver⸗ 
fältiger Pri der Treuhänder hier nur nach forg- 
Annan tren des Einzelfalles feine Entſchei⸗ 
Gläubiger A b und ebenſo die Intereſſen deutſcher 
lande zu fördern eindlichen Vermögen im In⸗ 
beer Be wie andererſeits eine Verſchleu— 


ah ar inderung des i i ä 

bef E g des in feinen Händen 
en Ausgleichsobſekts auf Grund phan⸗ 
bi der oder zweifelhafter Forderungen zu perz 
huten wiſſen. č 

3 iſt laut Veröffentlichung im 
händer en on 10. Auguſt 1917 dem Treu⸗ 
kanzler vorbehal urſprünglich gleichfalls dem Reihs- 
Ausnahmen ad nA Befugnis der Bewilligung von 
dungsvorſchrift den Zahlungsverboten und Stun⸗ 
tember 1014 N. G T der Verordnung vom 30. Sep⸗ 
ordur „, G. Bl., S. kel, Art. 3 der Ver⸗ 
lg vom 17. Januar 1917, N G. Bl., S. 31) 
übertragen worden. R. G. Bl., S. 5 


Schon aus dem 
hellen, daß die Arbeit 


Vorhergeſagten dürfte er⸗ 
des Treuhänders, über die 


nur eine kurze Ueberſicht gegeben werden konnte, 
ebenſo verantwortlich wie mühereich iſt. Sie kann 
ihren Zweck, eine Waffe der wirtſchaftlichen Krieg⸗ 
führung zu ſein, nur erreichen, wenn ſie auch von 
den beteiligten Kreiſen der deutſchen Induſtrie, des 
Gewerbe- und Kaufmannſtandes uneigennützig unter⸗ 
ſtützt und gefördert wird. 

Daß die Verwaltung, deren Kernpunkt neben 
einer rechtlichen Bearbeitung der einzelnen Forde⸗ 
rungen eine eingehende Statiſtik, Kartothek und vor 
allem eine auf kaufmänniſchen Geſichtspunkten auf⸗ 
gebaute Buchführung ift, fith ebenſo von büro⸗ 
kratiſcher Kleinlichkeit, wie von der bei unferen 
Gegnern beliebten Nichtachtung von Treu und Glau⸗ 
ben, auch gegenüber dem Feinde, freizuhalten þat: 
bedarf vor Deutſchen keiner Rechtfertigung. 

Sie wird ihre Aufgabe erfüllt haben, wenn 
es ihr gelingt, auf Grund der bei ihr zuſammen⸗ 
gefaßten Verfügungsmacht dem deutſchen Ver⸗ 
mögen in der Hand unſerer Feinde möglichſt große 
feindliche Werte in deutſchem Beſitz entgegenzu⸗ 
ſtellen und dadurch die Gegner zur Verückſichtigung 
der berechtigten deutſchen Forderungen zu zwingen. 
Im Kriege und durch den Krieg geſchaffen, iſt ihr 
aufrichtigſter Wunſch auf einen Frieden gerichtet. 
der die ſo jäh unterbrochene Entwicklung der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft für die Zukunft ſichert und die 
Anbahnung der abgeriſſenen wirtſchaftlichen Be- 
ziehungen wieder ermöglicht. 

Am Schluß der Tätigkeit des Treuhänders 
und als deren Krönung möge für den deutſchen 
Handel das ſtolze Wort wieder wahr werden, mit 
dem eine der größten deutſchen Schiffahrts⸗Geſell⸗ 
ſchaften ihren Wirkungskreis vor dem Kriege um⸗ 
ſchrteb, indem fie über ihr Verwaltungsgebäude den 
Spruch ſetzte: 

Mein Feld iſt die Welt! 


Nachtrag. Durch die Bundesratsverordnung 
vom 24 Januar 1918 (N. G. Bl. S. 62) und die 
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 30. Januar 
1918 (R. G. Bl. S. 67) ift die Verpflichtung zur An⸗ 
meldung feindlichen Vermögens auf Japan, Por- 
tugal, Italien, die Vereinigten Staaten von Amerika, 
Panama, Kuba, Liberia, Siam, China und Bra- 
ſilien ausgedehnt worden. 

Die Anmeldung hat nicht, wie bisher, bei den 
Handelskammern, ſondern bei dem Treuhänder für 
das feindliche Vermögen in Berlin W. 8, Kronen⸗ 
ſtraße 44, bis zum 1. April 1918 zu erfolgen. Alle 
zur Anmeldung verpflichteten Perſonen, Firmen, 
Geſellſchaften und ſonſtigen Unternehmungen, mit 
Ausnahme der Banken, die auf den von dem Treu⸗ 
händer vorgeſchriebenen gelben Karten anzumelden 
haben, müſſen ungeſäumt von dem Treuhänder für 
das feindliche Vermögen Anmeldebogen aufordern. 
Dieſe Anträge, die auch auf einer Poſtkarte geſtellt 
werden können, ſind auf der Vorderſeite mit dem 
Vermerk „Anmeldeſache“ zu verſehen und unter Aus⸗ 
ſchluß jeder anderen Anfrage lediglich auf die Bitte 
um Ueberſendung von Anmeldebogen zu beſchränken. 
Dabei ift Art. (&. B. C. D.) und Zahl der gewünſchten 


Art. 
1915 


Anmeldebogen gemäß den Beſtimmungen in 
1—4 der Bekanntmachung vom 10. 10. 
(R. G. Bl. S. 653) anzugeben. Danach wird vom 
Treuhänder die Zuſendung der gewünſchten An⸗ 
meldebogen an die einzelnen Antragſteller erfolgen, 
die ſie ausgefüllt unter Benutzung des beigefügten 
Briefumſchlages als „Neichsdienſtſache“ und daher 
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unfrankiert (außer im Berliner Ortsverkehr) bis 
ſpäteſtens 1. April 1918 an den Treuhänder für das 
feindliche Vermögen zurückzuſenden haben. 

Ferner können Anmeldebogen auch in den Ge- 
ſchäftsräumen des Treuhänders während der Dienſt⸗ 
ſtunden werktäglich von 8½ bis 4 Uhr in Empfang 
genommen werden. 


Revue der Preffe. 


Die Verſchuldung der Staaten wächſt natur- 
gemäß mit der weiteren Fortdauer des Krieges. 
Darüber geben uns die Budgetaufſtellungen Auf⸗ 
ſchluß. Ueber 


die Verſchuldung Frankreichs 


berichtet die „Voſſiſche Zeitung“ (31. Januar) 
folgendes. Die militäriſchen und ſonſtigen Kriegs⸗ 
ausgaben jind in den Jahren 1914—1917 (in Nil- 
lionen Fr.) von 6400, 9 auf 34 471,6; die Schulden 
von 59,6 auf 4863, 3; die ſonſtigen Ausgaben von 
128,9 auf 2786,9 geſtiegen. Zuſammen ſtellt ſich 
für dieſe drei Poſten das Budget nunmehr auf 
86 519,2, 10 155,4 und 7737,2. Das jetzt in der Kam⸗ 
mer vorgelegte proviſoriſche Budget für 1918 fordert 
als laufende Ausgaben: 4899 für Schulden und 
2909,9 für ſonſtige Ausgaben. Die militäriſchen 
und damit in Verbindung ſtehenden außerordentlichen 
Kriegsausgaben werden für das erſte Vierteljahr 
1918 mit 9263,5 ausgewieſen; es erhöhen ſich alſo 
die drei obigen Poſten mithin auf 95 782,8; 15 054,5 
und 10 647,1. Das ergibt zuſammen eine Verſchul⸗ 
dung von ca. 121½ Milliarde Fr. für 1918. Da 
aber bei den militäriſchen Ausgaben nur das erſte 
Quartal mit etwa 9 ¼ Milliarden angeſetzt iſt, ſo 
müßte man den gleichen Betrag noch dreimal ein⸗ 
ſetzen, wonach ſich die ungeheure Geſamtverſchuldung 
von 149½¼ Milliarden ergibt. Nechnet man dazu 
noch die Sonderbudgets, die Darlehen au fremde 
Regierungen uſw., ſo ergibt ſich ein ſo gewaltiger 
Rechnungspoſten, daß man die weitere Fortſetzung 
des Krieges durch Frankreich nicht recht verſtehen 
kann. — Ueber 
die Staatsfinanzen der Verbandsmächte 

findet ſich im „Berliner Börſen⸗Courier“ 
(6. Februar) eine lehrreiche Zuſam menſtellung, die 
dem letzten Monatsbericht der Schweizeriſchen Kredit⸗ 
anſtalt entnommen iſt. Die größten Aufwendungen 
für den Krieg hat England gemacht. Die ge⸗ 
ſamten Staatsausgaben werden für die Zeit vom 
J. 8. 191 bis Ende 1917 mit 6285 066 128 £ an= 
gegeben. Wenn man hiervon die Ausgaben für 
1913/14 mit fait 200 Mill. £ und die den Alli⸗ 
ierten gemachten Vorſchüſſe von 1260 Mill. & ab- 
rechnet, ſo ergibt ſich als Kriegskoſtenpunkt die 
Summe von 4827573161 £. — Die Kriegskoſten 
Frankreichs betrugen im gleichen Zeitraum total 
73,23 Milliarden Fr. Die geſamten Kredite er⸗ 


reichen 102,83 Milliarden, d. f. jährlich über 30 Mil⸗ 
liarden gegenüber 4¾ Milliarden in Friedenszeiten. 
Die franzöſiſche Kriegsſchuld wächſt bis Ende No⸗ 
vember 1917 auf 82 434 Milliarden Fr. an (Dez. 
1917 neue Kriegsanlethe von 10 Milliarden !). — 
Die Kriegskoſten Nußlands belaufen ſich bis 
Auguſt 1917 auf total 34,5 Milliarden Rubel (= 85,17 
Milliarden Fr.). Die geſamten Hriegsſchulden erreichen 
zu dieſer Zeit die Höhe von 26 Williarden Rubel 
(= 69,16 Milliarden Fr). — Die Kriegsſchulden 
der Vereinigten Staaten ſeit Kriegseintritt 
betrugen bis zum 30. November v. J. 6 498 766 150 
Dollar (= 33,66 Milliarden Fr.). — Die rumaa 
niſche Staatsſchuld wuchs um 5,70 Milliarden 
Lei; die fünf Kriegsanleihen Auſtraliens er- 
reichen die Höhe von 100 334 770 E; endlich hat 
Kanada bis Auguſt 1917 fünf Anleihen von 
nontinell 525 Mill. $ ausgegeben, lauter Summen, 
für deren Wertſchätzung dem gewöhnlichen Sterblichen 
jedes Verſtändnis abgehen muß. — In Breſt⸗Litowſk 
ſoll man ſich, den Nachrichten zufolge, auf eine 
foegen, „bedingte Meiſtbegünſtigung“ geeinigt haben. 
Dieſe Nachricht gibt Prof. Dr. Franz Gulen bur g= 
Aachen im „Welthandel“ (25. Januar) Bers 
anlaſſung, die 
bedingte Meiſtbegünſtigung mit Rußland 

für eine große Gefahr für unſere geſamte künftige 
Ausfuhr zu erklären. Er geht dabei von folgenden 
Geſichtspunkteu aus: Rußland bietet in der Zu⸗ 
kunft dem deutſchen Unternehmungsgeiſt größte Mög⸗ 
lichkeiten, zumal dieſes Reich noch lange auf fremde 
Lehrmeiſter, fremdes Kapital, fremden Handel ange⸗ 
wieſen bleiben wird. Dem jo oft angedrohten Wirt⸗ 
ſchaftskrieg unſerer Feinde könnte von hier aus 
am eheſten begegnet werden. Da nun die innerpoliti⸗ 
ſchen Verhältniſſe Rußlands mehr denn je zurzeit 
ganz ungeklärt find, müßte es verfrüht erſcheinen, 
jetzt ſchon Handelsverträge oder auch nur Ab— 
machungen in feſter Form zu ſchließen. Es iſt 
für uns eine unerläßliche Forderung und Lebens⸗ 
bedingung, die volle Meiſtbegünſtigung zu 
erhalten, andernfalls könnten wir unſeren Handel 
nicht wieder als gleichberechtigte Nation aufbauen. 
Gleichberechtigung ſchließt volle Gegenſeitigkeit ein; 
dieſen wichtigen Punkt ſollte man bei der drohenden 
Gefahr nicht überſehen, ſich insbeſondere nicht von 
öſterreichiſchen Wirtſchaftspolitikern überreden laſſen. 
Oeſterreichs Handelsintereſſen find nicht im ents 


fernteſten ſo gefährdet wie die unſrigen. Man ſoll 
ſich daran erinnern, daß 3. B. Oeſterreichs Ausfuhr 
im ganzen vor dem Kriege noch nicht ein Viertel 
der deutſchen betrug. Oeſterreich hat von feinem 
Intereſſenſtandpunkt aus gar keine Bedenken für 
eine bedingte Meiſtbegünſtigung. So iit denn 
re: Deutlichkeit zu jagen, daß 
zer 5 us von Handelsverträgen 
tir ir er gemeinſamen Handelspoli⸗ 
Oele 5 Intereſſen Deutſchlands und 
ar = Ungarns meilt augeine 
Nachricht ehen. Würde ſich aber die oben erwähnte 
Da bewahrheiten, ſo hätten wir künftig un⸗ 
ſche E * Nachſehen. — In der „Norddeut⸗ 
veröffe ee emeinen Zeitung“ (2. Februar) 
Wiriſch icht Dr. Auguſt Weber, der belannte 
Abba haftspolitiker im Reichswirtſchaftsamt eine 
udlung; 
i Der deutſche Außenhandel nach dem Kriege. 
n daß in erſter Linie England, dann 
ſcharf 5 ganz planmäßig Amerika und Japan 
1 arauf aus ſind, die deutſchen Handelsbezie⸗ 
Swe an ſich zu reißen. Sie haben zu dieſem 
e be ganze Anzahl diesbezüglicher Inſti⸗ 
ee. A e um die größtmögliche Förderung 
ble be ganbels durchzuführen; ſo z. B. Eng⸗ 
Merl ne 1 8 Trade Corporation“ und das „Com- 
of Foreign igence Department“, Amerika das „Bureau 
Wia Domestic Commerce“, die „American 
gtalien in p orporation“ u. a, neuerdings ift auch 
ſchaltun A Kreis getreten. Die beabſichtigte Aus⸗ 
grözle n 1 Handels erfordert daher unſere 
e S In dieſer Hinſicht wird das 
ſtrebun 2 cte Neichswirtſchaftsamt die Be⸗ 
ſoll a unſerer Feinde ſoſtematiſch verfolgen. Es 
lein di 3 bört, eine Einrichtung daſelbſt geplant 
he e fid mit der Förderung des deut- 
W ußenhandels zu beſchäftigen Yat, 
n Heranziehung von Sachver- 
pia 1 aus Handel und Induſtrie die 
dan delete Unterſtützung der deut ſchen 
nehmen intereſſen im Auslande wahr⸗ 
oft 3 Weſentlich wird dabei der ſchon 
die RA erte Ausbau unſeres Konſular⸗ 
el * jahr Die Hauptſache aber ſieht Dr. 
dels, d en Pribatinitiative des Han⸗ 
fin A lein letzten Endes der Erfolg beſchieden 
ordenliche ara Holt haben wir auf die auper 
sH he Steigerung des Silberpreiſes aufmerk⸗ 
gemacht. Eine Ueberſicht darüber, wie 
gestiegen das Silber im Kriege 
ſiſchen . Fritz Zutrauen in der „Voſ⸗ 
für die r (6. Februar). Die Urſache 
Nachfrage für Me war Die ungeheuer geſteigerte 
infolgedeſſen von ar ede, Der Höchſtkurs ſtieg 
(1917); die ® Pence (1913) auf 55 Pence 
i e Kursſpannung ſteht 3¾ „: 10¼; De 
Durchſchnittskurs hob fidh y A She! 19 fisi, der 
Der maßgebende Faktor kat 277/10 auf 40, Pence. 
Indiens Aupienprägung ir Breisgeitaltung it 
auch China und Amerika in u 1 S 
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regierungen haben ſich übrigens durch beſtimmte 
Maßnahmen (Einſchränkung der Kurſe) gegen ſpe⸗ 
kulative Ausſchreitungen auf dem Silbermarkte zu 
ſichern geſucht. — Eine bemerkenswerte Auslaſſung 
über 


die Erneuerung des Weltpoſt⸗Vereins 
findet ſich in der „Berliner Börſen⸗ 
Zeitung“ (30. Januar). Es wir darauf aufmerk- 
ſam gemacht, daß ſich in den Ententeſtaaten 
eine Bewegung breit macht, einen Poſtverein 


‚unter Ausſchaltung der Mittelmächte 


mit weitgehend ermäßigten Portoſätzen zu begründen. 
Ein ſo lautender Geſetzentwurf ſoll bereits in der 
franzöſiſchen Kammer beraten worden ſein. Als 
Gegenaktion wurde die Gründung eines Deutſch⸗ 
Oeſterreichiſch-Ungariſchen Poſtvereins mit Einſchluß 
Bulgariens und der Türkei empfohlen, was aber 
als, unzureichender Erſatz angeſehen wird. Dr. Bor⸗ 
gius weiſt hierbei (im „Deutſchen Außenhandel“) 
auf das ſchon vor Kriegsausbruch in Ausſicht ge⸗ 
nommene Weltpennyporto hin. An dieſe Be- 
ſtrebungen ſollte ſofort bei Friedensſchluß angeknüpft 
und ihre nunmehrige Durchführung durch eine be- 
ſondere Friedensvertragsklauſel ſichergeſtellt werden. 
Er will für das ganze Gebiet des Weltpoſtvereins 
das internationale Porto ſo eingeſtellt wiſſen, daß 
es grundſätzlich der jetzigen neuen Inlandstaxe ent⸗ 
ſpricht. — Einer Statiſtik über 
die deutſchen Hypolhekenbanken 1917 

in der „LFölniſchen Zeitung (5. Februar) ents 
nehmen wir folgendes: Die Geſchäftstätigkeit hat ſich 
im verfloſſenen Jahre wenig geändert. Weiſt bez 
ſchränkten fih bie Banken wie bisher auf die Wers 
waltung ihres Vermögens. Da der Baumarkt ſtill 
liegt, fo entfallen auch neue Hypothekendarlehen 
nach dieſer Richtung. Es ſind ſtatiſtiſch 33 Banken 
benutzt. Für dieſe haben fidi die zur Pfandbrief⸗ 
deckung verwandten Negiſterhypotheken auf 
10 637 005 000 % geſtellt. (Im Vergleich zum Vor⸗ 
jahr eine Verminderung von ca. 75% Will. M), 
ungefähr dasſelbe Ausmaß wie für 1916). Beim 
Pfandbriefumlauf ergab ſich dagegen eine Ver— 
mehrung. — Ueber 


die Erzverſorgung Deutſchlands 
ſpricht in einer Artikelſerie in der „Voſſiſchen 
Zeitung“ (u. a. 6. Februar) Geh. Hofrat Prof. 
Dr. Gothein. Er wirft die wichtige Frage auf, 
wie lange unſere Erzlagerſtätten noch ausreichen? 
Bedeutende Fachmänner, wie die Geologen Hirſch 
und Beyſchlag haben feſtgeſtellt, daß Deutſchland 
bei gleicher Eiſenproduktion nur noch 40—50 Jahre 
mit Erzen verſorgt iſt. Das wichtige lothringiſche 
Minettegebiet reicht nur noch für 45 Jahre. Somit 
iſt der Import fremder Erze eine dringende Vor— 
ſorge für unſere Zukunft; nicht minder iſt große 
Sparſamkeit geboten, die vielleicht nach dem Kriege 
unſere ganze Nohſtoffwirtſchaft beſtimmen wird. 
(Etwaige Kartelle haben ihre Bedenken.) Der Bes 
zug der ausländiſchen Erze geſtaltet ſich je nach ihrer 
Herkunft ſehr verſchieden. Die Manganerze des 


Kaukaſus werden nach der Glättung der Wogen 
wie die Erze Schwedens für uns wieder leicht 
zu erhalten ſein, die Indiens aber nicht. Von 
größter Wichtigkeit iſt die Erzverſorgung ſeitens 
Frankreichs, das zwar arm an Kohlen, aber über⸗ 
reich an Erzen ift. Dort hat man durch häßliche, 
kleinliche Chikanen die deutſchen Unternehmen, die 
zur Erſchließung der Bodenſchätze ſehr willkommen 
waren, allmählich hinausgedrängt, und Prof. Gothein 
zieht den Schluß, daß die Weiſtbegünſtigung, auch 
wenn ſie im unkündbaren Friedenstraktat ſteht, 
allein nicht genügt, ſondern der Ergänzung durch 
Tarifbindung in langfriſtigen Handelsverträgen be⸗ 
darf. Hier ſei es aber augenſcheinlich, daß deutſche 
Unternehmungen auf franzöſiſchem Boden keine 
Stätte mehr finden. Nach den bisherigen Erfah⸗ 
rungen dürfte ſich auch deutſches Kapital nicht 
leicht dafür bereitfinden laſſen. — Auf eine ver- 
bangnisvolle Sorgloſigkeit macht mit Redt Prof. 
Dr. Alfred Manes in der „Norddeutſchen 
Allgemeinen Zeitung“ (23. Januar) auf- 
merkſam unter dem Titel: 
Preisſteigerung und Verſicherung. 
Viele Verſicherer kümmern ſich nach Abſchluß ihrer 
Verſicherung nicht mehr um dieſe. Sie überſehen 
in einer ſo kritiſchen Zeit wie in der jetzigen, 
daß ſämtliche Gegenſtände des Haushalts und des 
täglichen Bedarfs, Kleidungsgegenſtände und Roh- 
ſtoffe einer noch immer anhaltenden Preisſteige⸗ 
rung unterliegen. Damit verändert fidh natürlich 
der urſprüngliche Verſicherungswert, der nur als 
„Höchſtverſicherungsſatz“ im günſtigſten Falle erſetzt 
wird. Ein 1914 für 1000 A gekaufter Perſerteppich 
iſt heute vielleicht nicht einmal für den ſechsfachen 
Wert zu haben. Der Verſicherer würde alſo bei 
einem Schadensfalle einen baren Wertverluſt von 
5000 M. erleiden. Um ſolcher unangenehmen Even— 
tualität vorzubeugen, gibt es nun ein, wenn auch 
die Verſicherung verteuerndes, aber jetzt gerade not- 
wendiges Mittel, nämlich die Nach ver ſicherung, 
und dieſe ſollte niemand verſäumen, zumal jede 
Geſellſchaft ohne weiteres dazu bereit fein wird. — 
Rechtsanwalt R. A. Nütgers⸗Köln ſchreibt im 
Anſchluß an einen kypiſchen Fall über die 
Bewertung von G. m. b. H.-Anteifen bei der Befit- 
und Kriegsſteuer⸗Veranlagung 

in der „Frankfurter Zeitung“ (23. Januar). 
Es hatte die Steuerbehörde unter der Annahme 
der Rentabilität von 7¼½0% G. m. b. H.⸗Anteile mit 
400% bewertet. Dies erklärt Rütgers für eine Will- 
für. Nach dem Beſitzſteuergeſetz $ 35 ift der Ber- 
kaufswert, und erſt in zweiter Linie, falls er nicht 
ermittelt werden kann, der Wert unter Berück⸗ 
ſichtigung des Geſamtvermögens der Geſellſchaft und 
der in der Vergangenheit erzielten Gewinne nach 
freiem Ermeſſen anzuſetzen. Bei der ert⸗ 
ermittlung iſt der Einzelfall zugrunde zu legen. 
Auf wieviel Jahre der Vergangenheit zurückge⸗ 
gangen werden ſoll, iſt im Geſetze nicht geſagt. 
Es ſteht jedoch feſt, daß hierbei nur der normale 
und nicht der außergewöhnlich hohe oder niedrige 
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Gewinn berückſichtigt werden darf. Eine 7 proz. 
Verzinſung ſei abzulehnen; häufig werde eine 
10pr03. Verzinſung noch als normal gelten können. 
Das freie Ermeſſen der Steuerbehörden darf nicht 
in Willkür wie im obigen Falle ausarten. Daß 
die geſetzlichen Vorſchriften zu Härten und Un- 
billigkeiten führen können, ſtehe außer Zweifel. 
In der Tat fühlten ſich die G. m. b. 9.8 durch 
die Kriegsſteuerveranlagung bedrückt, und es gebe 
zu denken, daß bereits viele dieſer Geſellſchaften 
in Liquidation getreten ſind. Als Weg zur Ga- 
nierung wird dann die Gründung einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft empfohlen. 


Dmschan. 


Herr F. Linke- Gerlach schreibt 
mir: Dass die osmanische Re- 
gierung alles, was in ihren 
Kräften steht, denjenigen Firmen oder Unternehmern zur 
Verfügung stellt, die innerhalb des osmanischen Reiches 
Fabriken errichten wollen, ist bekannt. Das hindert aber 
nicht, dass die türkische Regierung an Gesetzesvorschriften 
gebunden ist, die in Deutschland bekannt zu geben von 
Wert ist, weil sich viele Wirtschaftskreise bei uns dem 
Gedanken hingegeben haben, es sei eine Leichtigkeit, mit 
industriellen Projekten in der Türkei anzukommen. Da 
ist nicht der Fall, wie man erkennen wird, wenn man die 
Einzelheiten der Vorschriften in sich aufnimmt. Das Ge- 
setz ist zur Förderung der Industrie in der Türkei ins 
Leben gerufen worden und enthält sehr erhebliche Be- 
günstigungen und Vorteile. Es kuüpft aber vorweg die 
Innehabung dieser Vorteile an die Bedingung, dass der 
Fabrikunternehmer oder die betreffende Gesellschaft die 
türkische Staatsangehörigkeit haben. Es muss also ein 
deutscher Fabrikunternehmer in den osmanischen Staats- 
verband übertreten. Auch die Arbeiter müssen osmanische 
Staatsangehörige sein, wenn auch die leitenden Stellen, 
wie Geschäftsführer, Techniker usw., ihre bisherige Natio- 
nalität nicht aufzugeben brauchen. Die Handelsbücher, 
Korrespondenzen mit den Behörden müssen in türkischer 
Sprache geführt werden, wie auch die Schilder und Pla- 
kate nur in türkischer Sprache sein dürfen. Diese Be- 
stimmungen sind wichtig, weil deren Nichtbeachtung zur 
Folge hat, dass die Vergünstigungen des genannten Ge- 
setzes ganz oder teilweise aufgehoben werden können, 
Die Vorteile des Gesetzes werden dem Unternehmer für 
die Dauer von 15 Jahren zugesichert. Als das wichtigste 
hiervon erscheint die unentgeltliche Abgabe des Landes, 
auf welchem die Fabrik selbst, ihre Anbauten, Höfe und 
sonstigen Einrichtungen errichtet werden. Dieses Staats- 
land erhält also der Unternehmer kostenfrei. Ebenso hat 
er keinerlei Steuern und Abgaben zu entrichten bei der 
Einfuhr der Materialien, Maschinen, Geräte und sonstigen 
Apparate, die zu dem Bau der Fabrik und ihrer Neben- 
räumlichkeiten dienen. Auch Telegraphendrähte, Feld- 
bahnen und sonstige für den Betrieb nötigen Neben- 
einrichtungen werden kostenfrei in das osmanische Staats- 
gebiet hereingelassen. Die Fabrik selbst geniesst eine 
bestimmte Zeit hindurch völlige Steuerfreiheit und ist 
überhaupt von Abgaben irgendwelcher Art entbunden. 


Die Gründung von Fa- 
briken in der Türkei, 


Bei Vergebung von Beslellungen oder Arbeiten durch den 
türkischen Staat werden die im osmanischen Reiche be- 
stehenden Fabriken bevorzugt. Das Gesetz tritt ganz oder 
teilweise ausser Kraft, wenn vier Jabre nach Erteilung 
der Konzession die Errichtung der Fabrik noch nicht in 
Angriff genommen worden ist, oder wenn ein paar Jahre 
hindurch eine Stillegung der Fabrik festgestellt wird. Die 
Konzession wird von dem Kaiserlich Osmanischen Mini- 
sterium für Handel und Landwirtschaft in Konstantinopel 
erteilt. Die Türkei besitzt keinen regelrechten Kataster, 
der nach dem Kriege sofort eingeführt werden soll, wohl 
aber ein Grundbuch, in welchem die Grenzen des Grund- 
besitzes angegeben sind und von dem dem Käufer eine Ab- 
Schrift als sein Besitztitel ausgeliefert wird. Der Grundbesitz 
umfasst fünf verschiedene Kategorien und ist in seinen 
Einzelheiten recht kompliziert, so dass nur ein hr gut aus- 
gerüsteter Rechtsanwalt mit den beireffenden Verhand- 
lungen und Protokollen zu beschäftigen ist. Ist das Fabrik- 
gelände nicht Staatsland, sondern sind Privatansprüche hier- 
auf geltend, so ist natürlich eine Vereinbarung bur im 
Wege gütlicher Aussprache im Sinne der gesetzlichen Vorr 
Schriften möglich. Sollte aber der teilweise oder ganze 
Besitzer des in Aussicht genommenen Fabrikgeländes aus 
Richt zu rechtfertigenden Gründen Widerstand leisten oder 
mit ‚seinen Verkaufsansprüchen zu hoch gehen, so gibt das 
1 0 Gesetz der osmanischen Regierung das Recht zu- 
Va gen Das Verfahren, das in diesem Falle eintreten 
Nr 70 z ee genau normiert. Man sieht auch aus 
esiimmung, dass die türkische Regierung ein 
grosses Gewicht darauf legt, den nach der Türkei kommenden 
Fremden die Gründung von Fabriken zu erleichtern. 
Die kommerziellen Voraussetzungen für ein befriedi- 
Sn Arbeiten der Fabriken sind in der Türkei deshalb 
50 sehr von den Anschauungen verschieden, die man in 
19 515 kennt, weil insbesondere die klimatischen Vor- 
Wurd ne erang werden müssen. picni jeder Deutsche 
S i den heissen Gegenden Kleinasiens wohlfühlen. 
ne ist Arch sehr 13 5 die Lösung der Verkehrs- 
gegen s Nicht nur ist es stets ein egani be- 
enen tudiums, die billigsten Tran nee ai die 
TAE der für den Aufbau der Fabrik notwendigen 
Pe 8 zu studieren, sondern es müssen pads die Ver- 
ee gesucht werden, die bei der Ablieferung des 
ten Ha keine allzu hohe Verteuerung der Transport- 
gen. Die Frage der Transportierung ist aber 


bei N , 5 
en diesen industriellen Unternehmungen fast aus- 
&gebend. Man wird deshalb finden, dass, wo es halb- 


au Jaa Be in der Nähe von Häfen errichtet 
sehr an nen a Küstenschiffahrt im Frieden 
Fabriken u so ist anzunehmen, dass diejenigen 
auf attimo ver Transportfrage werden lösen können, die 
an den en un za erreichen sind. Die Terrains 
Doch hat man ig sind natürlicherweise vorzuziehen. 
nahmen der Eee Falle mit gegensätzlichen Stellung- 
Interesse daran haben tigen zu rechnen, die ein 
reien selbst zu verw ie an, der Strecke liegenden Lände- 
und zwar zu so Re indem sie sie in Pacht geben 
bauer ein roer A dass für die Acker- 
Eisenbah 8 nreiz gegeben ist, sich längsseits der 
i nen zu belätigen. Dadurch erreicht die Eisenbahn 
micht nur eine Wertsteigerung der Ländereien beiderseits 
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der Schienenwege, sondern auch ein Aliment für die Trans- 
poribewegung, weil den an der Bahn Ansässigen sehr viel 
durch die Bahn zugeführt werden muss, wie andererseits 
auch die Ergebnisse der Landwirtschaft und Viehzucht 
durch die Bahn den Konsumgegenden zugeführt werden. 
Bei Schwierigkeiten wird es immer der ausgleichenden 
Tätigkeit der türkischen Regierung zu verdanken sein, wenn 
die Interessen auf einer mittleren Linie vereinigt werden. 
Man ersieht jedenfalls an unseren Ausführungen, dass wobl 
der Anpflanzung von Industrien in der Türkei die besten 
Aussichten gestellt sind, dass aber ein solches Unternehmen 
vorher nach den verschiedensten Richtungen erwogen 
werden muss. 


Gedanken über den Geldmarkt, 


Die Mitte des ersten Quartals ist ungefähr erreicht 
und die Aufgabe einer neuen, der achten Kriegsanleihe- 
emmission, ist bereits wieder in greifbare Nähe gerückt. 
Soweit die Vorbereitungen des Geldmarkts in Betracht 
kommen, darf man es aussprechen, dass die grösste Zu- 
versicht für das Gelingen des Werkes am Platze ist. Es 
liegt im Wesen unserer Kriegswirtschaft mit ihrem fort- 
schreitenden Warenliquidationsprozess und den künstlich 
herbeigeführten Betätigungsgrenzen für das heimische 
Kapital, dass die Flüssigkeit immer stärker zum Ausdruck 
kommen muss, dass sich immer mehr freie Gelder dem 
Angebot am sogenannten offenen Markt zugesellen müssen. 
Vielleicht hätte ein noch schärferes Anziehen der Kriegs- 
gewinnsteuer wie es z. B. England in Anwendung bringt, 
diesen Prozess verlangsamt, es fragt sich aber, ob unter 
diesen Umständen die grossartige Leistung der Umwandlung 
der Kriegsschulden in festen Anleihen, wie sie von keinem 
der Kriegfübrenden sonst erreicht wurde, geschafft 
worden war, So sehr es auch zu begrüssen wäre, eine 
Verlangsamung des Inilationsprozesses, der heute keinerlei 
kriegſührenden Ländern erspart bleibt, durch schärfere* 
Steuerpolitik zu erreichen, so muss die Tatsache der 
Inflation doch als das kleinere Uebel erscheinen gegen- 
über der Gefahr, dass die Bereitwilligkeit des Kapitals 
erheblich geschmälert worden wäre, sich der Kriegs- 
finanzierung zur Verfügung zu stellen, 

Die Zunahme der flüssigen Mittel im offenen Markt 
hat seit der letzten Anleiheemission ganz besonders grosse 
Fortschritte gemacht, grösser, als man in den früheren 
Zwischenperioden zu beobachten gewohnt war, Es darf 
nun mit Genugtuung erfüllen, dass dieses neue Kapital 
in grossen Beträgen den Weg beschritten hat, den ihm 
das Interesse unserer Kriegswirtschaft vorschreibt, Ein 
besonders grosser Betrag, gıösser als in den gleichen 
Perioden vor den früheren Anleiheemissionen, ist 
der Reichsbank schon à conto der Einzahlung auf die 
kommende Kriegsanleihe zur Verfügung gestellt worden. 
Daneben darf man feststellen, dass die endgültige Pla- 
cierung der aus früheren Emissionen flottanten Beträge 
an Schatzscheinen und Kriegsanleihen in den letzten Wochen 
ganz erhebliche Fortschritte gemacht hat. Die 5 % igen 
Schatzscheine Preussens und des Reiches stehen ja schon 
lange Zeit in ganz besonderer Gunst beim Publikum und 
werden erheblich über dem Emissionspreis gehandelt, 
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Neuerdings hat sieh aber auch starke Nachfrage nach den 00T Bankausweis New York — EHE 


½ "figen Reichsschatzscheinen aller Art ergeben, sowohl apime Bank, Preussische Pfandbrief- 

jeni i d fünften Kriegsanleihe, ank, St, Pauli Credit-Bank Hamburg, 
derjenigen aus der vn 18 9 5 9 S h Waaren-Credit-Anstalt Hamburg, Nord- 
welche von 1923 ab mit pari ler Sind, pe auc deutsche Lederpappen - Fabriken Akt.- 
derjenigen aus der sechsten und siebenten Anleihe, der Sonnabend, | Ges. Gross-Särehen, Aachener Leder- 
sogenannten Agioscheine. In diesen Werten hat sich ein 23. Februar fabrik Akt.-Ges. O. Titels Kunsttöpferei 
bedeutender freier Markt etabliert, welcher der Interven- Akt.- Ges. in Lig., Chemische Fabrik 


Milch Akt.-Ges, Posen, Tüllfabrik Mehl- 


theuer Akt-Ges, Union Allgemeine 
Plutus Merktafe| Deutsche Hagel-Versicherungs-Gesell- 
= | schaft, 
e nn a 72 chat ia: 1! 
z à 1 G- Ve Gesellschaft für Brauerei, Spiritus- 
Man notiere auf Seinem Kalender MURG! ) und Presshofefabrikation vorm, G, Sinner 
Mittwoch, Ge eddie a Karlsruhe, Rauchwauren-Zurichterei und 
13. Februar | ee Färberei Akt,-Ges, vorm, Louis Walter's 
Ironage-Bericht, — Bankausweise Lon- Montag, Nachfolger Markranstädt, Berliner Jute- 
don, Paris. — G. P. Lübecker Privat- 25. Februar Spinnerei und Weberei, Baumwoll- ein- 
bank, Hannoversche Waggonfabrik Akt. * | Spinnerei Augsburg, Volthom, Seil- und 
Donnerstag, Ges., Siegen- Solinger Gussstahl-Aktien- Kabelwerke Akt.-Gos, Frankfurt a. M., 
14. Rebıusr || Verein Solingen, Bremer Jute-Spinnerei Wickaler-Küpper- Brauerei Akt.-Ges. 
und Weberei Akt.-Ges,, Vogtländische Elberfeld, 
| Tüllfabrik Akt.-Ges,, Hamburg-Altonaer Reichsbankausweis, — G- Akt.-Ges. 
Oentralbahn- Gesellschaft. Deutsche Kali wei ke,DürkoppwerkeAkt.- 
— = m s 
Frei 1 A a Jes. E. Wunderlich & Comp. Akt-Ges, 
12 Faa G.-Y.: keine. Dienstag Altwasser, Brückenbau Flender Akt.- 
- — 9 ` 4 r 
Bankausweis New York. — QI VE 26. Februar k 1 ert. Ces 1 riger Ban 
Bayerische Bodencredit- Anstalt Würz- 9 Elbe“ ie bris- APM 
Sonnabend, burg, Maklerbank in Hamburg, Kamm- . Ges Akon, Damptschifferend 5 i Horn“ 
16. Februar garn-Spinnerei Düsseldorf, Ica Aktien- Akt.-Ges, I fibeck rl, 
Gesellschaft Dresden, Holstenbrauerei - — — 
Altona, Brauerei Germania Hamburg | Ausserdem zu achten auf: 
N e Badische Abschlüsse und Bilanzen von Hypo- 
aer Bank Mannheim, R. Stock & Co. Spiral. | ee 
18. Februar Salt Abt Cees yind Maschinen. | 14. Februar: Griechische National- 
ee Bian 5 > bank 2½ % e S, 1904. 
’ = ~ 15. Februar: Brüsseler S 100 
G. -V. Metallbank und Menallurgische Fr.-Lose v, 1902, Crédit foncier Egyp- 
at ge a. M., tien 3% Obligationen v. 1886, 1903 
. Sruning ohn Ses. Langen- u. 1911, Freiburger 10 Fr.-Lose v. 
diebach, Stettiner Spritwerke Akt.-Ges., 1878, Holländische 15 El.-Lose v. 1908. 
Dienstag, Chemische Fabrik Hönningen und vorm. Oesterreichische Allgemeine. Boden- 
E eb Messingwerk Reinickendorf R Seidel credit- Anstalt 3% 100, HIS Premien: 
$ Akt.-Ges., Crefelder Baumwoll-Spin- Pfandbriefe I. Emission v.1880 Panama- 
| nerei Akl.-Ges,, Mechanische Baumwoll- Kann Babe und Bon, See 
| Spinnerei und Weberei Bayreuth, 8% 500 Fr.-Lose v. 1896, 20. Februar: 
| Preussische Hagel- Versicherungs - Ge- Congo 100 Fr.-Lose v. 1888, Pariser 
sellschaft auf Gegenseitigkeit, 3% 400 Fr.-Lose v. nenn 
| @=P.: Hirsch, Kupfer- und Messing werke Crédit foncier de France 3% Com- 
Akt, = Ges., Deutsche Salpeterwerke, munal-Obligationen v. 1906 u. 1912, 
Mittwoch, Fölsch & Martin Nachfolger Akt.-Ges. 25. Februar: Pariser 2½ % II. Metro- 
20. Februar | Hamburg, Deutsche Rohhaut-Akt.-Ges,, politan Eisenbahn - Anleihe v. 1904, 
Berliner Assecuranz- Gesellschaft von Ungarische Hypothekenbank Conyer- 
1832, sions-Prämien-Obligationen v. 1906. 
. 1 oa Be — Bankausweise Lon- 
| den, Paris. — G.-P.: Deutsche Hypo- RR TE N ein i Ñ - 
Donnerstag, thekenbank (Akt.-Ges.), Held & Francke tonstätigkeit der Reichsbank so gut wie gänzlich entbehren 
21. Februar | Akt.-Ges., Emil Busch Akt.- Ges. Op- kann, Daneben haben aber auch grosse Summen an eigent- 
tische Industrie Rathenow, Kriegsmetall lichen Kriegsanleihen den Weg zu dauerndem Besitz ge- 
Akt. Ges. funden. 
| &=-V,: Bank des Berliner Kassen-Vereins, T 88 - rosser Kapitalien bei d 
R. Wolf Akt.-Ges. Magdeburg-Buckau, T NA Unterbringung 85 7 pial ; 15 
Freitag Ascherslebener Maschinenfabrik Akt. Reichsbank und der erwähnten Anlagen in Renten bleibt 
7 H 


22. Februar Ges, F. H. Hammersen Akt. - Ges, das Geld im offenen Markt überaus flüssig ; tägliches Geld 


Osnabrück, Königsberger Walzmühle ist häufig nicht unterzubringen, da die Seebandlun wenn 
Akt.-Ges., Hansa- Brauerei Gesellschaft 5 = D 


Hamburg sie auch grosse Beträge nimmt,” nicht den regelmlissigen 
ee) Bedarf zeigt wie früher, Das Geschäft in Disconten ist 
J. Die Merktafol gibt dem Wertpapierbesitzer tib lle fi i iemli 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche ee a BERGES Senügenden Materials ziemlich unbedeutend und 
aa rmlungen, sur von „Pozugsrechten, Markttage, nur in Städtewechseln kommen auf, einer Basis von circa 
añonstage und Losziehungen, ermar finden dis Int, 5 x 
darin alon yerzsichnen, worauf sie an 7 berechen den Tagan 10 1 —4½˙ο noch grössere Umsätze zu Stande. 
Zeitungen müssen, In w'siv-Sohrift sind ci i i imi i j i i 
en die eich anf den Tig Kun Echt N Die heimischen Devisennotierungen blieben auch in 
ISOR , 


è en letzten Wochen unverändert, während die Verschlechte- 


rung der Reichsmark und der übrigen Devisen der krieg- 
führenden Mächte an den neutralen Plätzen noch weitere 
Fortschritte machte. Die Streikvorgänge in Deutschland 
Sowie die brüske Absage der Conferenz in Versailles mag 
die Speculation an den neutralen Plätzen zu Abgaben er- 
muntert haben, 

Von der Kriegsfinanzierung bei unseren Feinden 
haben die Verhältnisse in Italien in der letzten Zeit wieder 
die Aufmerksamkeit auf sich gelenkt durch die Meldung, 
dass die Zeichnung der ausländischen Nationalanleihe, die 
Schon geraume Zeit im Gange ist, verlängert werden 
Musste. Nach den offiziellen Nachrichten sind bisher 
we 2800 Millionen Lire gezeichnet, von denen aller- 
A etwas über zwei Milliarden in bar eingehen. 
77 esultat ist gewiss sehr mässig, aber angesichts des 

gegangenen italienischen Zusammenbruchs nicht ver- 
Wunderlich. Die erreichen Summen wirken aber ganz 

“sonders gering, wenn man berücksichtigt, dass die 
Schwebende Schuld Italiens zur Zeit den für dortige Ver- 
TEFA Bngeheneren Beirag von fünfzehn Milliarden Lire 
Milliard hat, ‚während die gesamte Schuld bereits fünfzig 
a Lire beträgt, wogegen sie im Jahre 1914 noch 
ee anten Milliarden erreicht hatte. Von den ge- 
mp Verpflichtungen haben England und Frankreich 

etwa elf Milliarden zu fordern. 
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Inzwischen hat der russische finanzielle Zusammen- 
bruch dem englischen Schatzamt bereits das erste greifbare 
Opfer auferlegt, das es bringen musste, um die britische 
Bankwelt weiter aklionsfähig für ihre Kriegsaufgaben zu 
halten. Die englischen Clearingbanken hatten der russi- 
schen Regierung bekanntlich grosse Vorschüsse in Form 
von Akzeptkrediten gegeben, die angesichts der Ungültig- 
keitserklärung der Bolschewickiregierung für die aus- 
ländischen Verpflichtungen die ordnungsmässige Prolonga- 
tion nicht mehr finden können. Die englischen Banken 
sind daher zur Einlösung der ablaufenden Akzepte ge- 
zwungen, ohne vom Geldnehmer, wie sonst, dafür Rimessen 
zu erhalten, die sich dieser durch Ausschreibung und 
Diskontierung neuer Akzepte auf die englischen Freunde 
verschaffte. Das Londoner Schatzamt musste daher für 
die englischen Banken in das Geschäft eintreten und zahlte 
diese durch Gewährung von zwölfjährigen 3 %igen Schatz- 
anweisungen zum Parikurse aus. Da diese Anweisungen 
zur Zeit aber in London nur einen Kurs von ca. 82% 
haben, wird den Banken noch ein Verlust von etwa 18% 
aus diesem im Interesse der Festigung des Bundesver- 
hältnisses mit Russland unternommenen Geschäfte zuge- 
mutet, was in Lombardstreet nicht geringe Erbilterung 
gegen das Schatzamt hervorgerufen hat. 
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